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Wien. Sie haben keine systemische
Relevanz, im Fall einer Schieflage
würden sie in ihrer Branche dem-
nach auch keine Krise auslösen.
Die Rede ist von Banken, die rela-
tiv klein, wenig komplex und in
der Regel lokal tätig sind. Von die-
sen gibt es vor allem in Österreich,
aber auch in Deutschland und Ita-
lien eine Vielzahl. Zirka 590 der
660 österreichischen Banken sind
in den Augen der Finanzmarkt-
aufsicht (FMA) klein. Künftig sol-
len diese Institute im Vergleich zu
ihren großen Pendants einer we-
niger strengen Regulierung unter-
liegen. Die EU sammelt dazu ge-
rade Vorschläge der Bankenaufse-
her ein.

Geht es nach der FMA, könnte
es größere „Erleichterungen“ für
Banken geben, die maximal fünf
Milliarden Euro Bilanzsumme ha-
ben oder lediglich 0,2 bis 0,4 Pro-
zent Marktanteil. Wäre die Defini-
tion von „klein“ so gefasst, wür-
den hier vor allem die vielen klei-
nen Raiffeisenbanken in Öster-
reich zum Zug kommen. Sie wä-
ren dann Nutznießer eines weni-
ger engen Regulierungskorsetts –
nicht aber die Sparkassen, die ei-
nen Haftungsverbund mit der Ers-
te Bank bilden, und die Volksban-
ken, die ebenfalls in einem größe-
ren Verbund zusammengeschlos-
sen sind.

Weniger Bürokratie-Aufwand

Graduell milder als bisher könn-
ten aber auch Institute mit einer
Bilanzsumme von 5 bis 30 Milli-
arden Euro davonkommen, meint
FMA-Vorstand Helmut Ettl. Unver-
ändert streng bliebe dann nur das
Regelwerk für jene Banken, die
sehr groß sind und als systemre-
levante Institute unter die direkte
Aufsicht der Europäischen Zen-
tralbank fallen.

Bisher hat das aufsichtsrechtli-
chen Regelwerk kaum unterschie-
den, ob eine Bank groß oder klein
ist. Große Institute kämen mit den
damit verbundenen Kostensteige-
rungen jedenfalls wesentlich bes-
ser zurande als kleine, gibt Ettl zu
bedenken.

Mit Erleichterungen für Klein-
banken soll nun erreicht werden,

dass die Regulierung nicht auto-
matisch einen Konzentrationspro-
zess fördert (indem immer mehr
Kleininstitute fusionieren, um die
Zusatzkosten tragen zu können).
Vor allem Länder wie Österreich
und Deutschland sorgen sich um
die Versorgung ländlicher Regio-
nen mit Bankdienstleistungen. Oh-
ne Gegensteuern wäre diese wohl
gefährdet.

Mit Blick auf Kleinbanken, die
selbständig agieren, keine riskan-
ten Geschäfte betreiben und auf
ihre Region beziehungsweise das
Inland beschränkt sind, hat die
FMA eine Reihe von Vorschlägen
für Erleichterungen parat. So soll-
ten die Kleinen von den umfas-
senden Melde- und Veröffentli-
chungspflichten, wie sie für große

internationale Banken gelten, aus-
genommen werden. Zudem sollten
sich künftige Vorstände und Auf-
sichtsräte der Kleinbanken nicht
mehr den strengen Fit & Proper-
Tests der Aufsichtsbehörde unter-
ziehen müssen.

Auch das Erstellen von Abwick-
lungsplänen sollte Geldinstituten
mit weniger als fünf Milliarden
Euro Bilanzsumme erspart wer-
den. Ettls Worten zufolge genügt
es, wenn Kleinbanken im Fall ih-
res Scheiterns nicht durch das eu-
ropäische Abwicklungsregime aus
dem Markt genommen werden,
sondern durch die nationale Insol-
venzordnung.

Gratis soll es all diese Erleich-
terungen jedoch nicht geben. Im
Gegenzug sollten Kleinbanken bei

ihrem Eigenkapital einen neuen
pauschalierten „Risikopuffer“ vor-
halten müssen, so Ettl.

Anlegerschutz wird verschärft

Neuigkeiten gibt es unterdessen
auch zum Anlegerschutz in Öster-
reich, der über eine am 1. Jänner
2018 in Kraft tretende Novelle des
Wertpapieraufsichtsgesetzes ver-
schärft wird. So bringt die Novelle
unter anderem ein völlig neues
Meldewesen und schärfere Wohl-
verhaltensregeln für die Finanzin-
dustrie, wie FMA-Vorstand Klaus
Kumpfmüller berichtet. Anbieter
müssen künftig darlegen, für wel-
chen Kundenkreis ein Finanzpro-
dukt gedacht ist und wo wieviel
Provisionen vorgesehen sind (ver-
steckte Provisionen sollen somit

nicht mehr anfallen können). Vom
Bank- oder Finanzberater müsse
zudem jedes Beratungsgespräch
protokolliert und dokumentiert
werden. Laut Kumpfmüller ist der
Kunde auch zu informieren, ob
die Beratung unabhängig erfolgt
oder nicht, wobei zwischen Provi-
sions- und Honorarberatung un-
terschieden wird.

Was die Novelle ebenfalls vor-
sieht: Die FMA hat ab 2018 ein In-
terventionsrecht bei hochriskan-
ten Finanzprodukten, indem sie
deren Vertrieb verbieten oder be-
schränken kann. Hätte man die-
ses Recht schon früher gehabt,
wäre etwa der Kampf gegen be-
stimmte Tilgungsträger bei Fremd-
währungskrediten leichter gewe-
sen, so Kumpfmüller. ■

Nicht groß genug für eine Krise

Von Karl Leban

Von den 660 heimischen Banken gelten 590 als klein. Die Finanzmarktaufsicht hat eine Reihe von Vorschlägen,
wie Kleinbanken ein weniger enges Regulierungskorsett geschnürt werden könnte, um sie auf der Kostenseite zu entlasten.

Die FMA (im Bild ihr Sitz in Wien)
hat künftig auch das Recht, den
Vertrieb von Finanzprodukten
zu verbieten. Foto: apa/Fohringer

Linz. Der Ökonom Teodoro Cocca
der Uni Linz hat im Auftrag des
Landes Oberösterreich eine Studie
zu den Landesfinanzen erstellt. Es
ist die angekündigte „Startbilanz“
des neuen Landeshauptmanns
Thomas Stelzer. Fazit: Das Land
steht nicht schlecht da, aber es
braucht strukturelle Reformen,
um mehr freie Mittel für gezielte
Maßnahmen zu haben. Der Schul-
denstand wird mit 2,969 Milliar-
den Euro beziffert.

„Die Ausgangslage ist solide“,
sagte Cocca. Oberösterreich sei
volkswirtschaftlich stark und ha-
be bereits Reformfähigkeit unter
Beweis gestellt. Dann kam jedoch
das große Aber: Die strategische
Steuerung sei verbesserungswür-

dig, die künftigen finanziellen
Verpflichtungen übersteigen die
reinen Finanzschulden.

Die derzeitige freie Finanzspit-
ze von rund neun Prozent sowie
die Sparquote von rund zehn Pro-
zent schaffen nicht ausreichend
Spielraum, um künftige Heraus-
forderungen ohne neue Schulden
bewältigen zu können. Cocca
schätzt den jährlichen Bedarf an
zusätzlichen freien Mitteln aus
der laufenden Gebarung auf 150
bis 200 Millionen Euro.

Dies zeige, so Stelzer, dass
Oberösterreich in den vergangene
Jahren über seine Verhältnisse ge-
lebt habe: „Das Land hat drei Mil-
liarden Schulden und da kann
man nichts mehr draufpacken.“ ■

Landeshauptmann Stelzer: „Über Verhältnissen gelebt.“

Oberösterreich hat fast
drei Milliarden Schulden

Klagenfurt. Die Situation bei den
Kärntner Grünen droht nun end-
gültig zu eskalieren. Rolf Holub,
Landesrat und stellvertretender
Landessprecher, kündigte im ORF
rechtliche Schritte gegen Vorwür-
fe des Stimmenkaufs und der
Wahlmanipulation bei der Listen-
erstellung an. Die zurückgetrete-
ne Landessprecherin Marion Mit-
sche überlegt ihrerseits eine Kla-
ge gegen Holubs Wortwahl.

In der ZIB 24 sagte Holub, dass
einige versuchen würden, die
Landesversammlung, bei der die
Listen für die Nationalrats- und
Landtagswahl erstellt worden wa-
ren, wiederholen zu lassen, weil
sie nicht zum Zug gekommen sei-
en. „Drei, vier Menschen haben
mit den Medien Druck gemacht,
um uns zu erpressen. Ich lasse
mich nicht erpressen.“

Es seien Vorwürfe von Wahl-
manipulation erhoben worden, so
Holub. „Was soll ich tun, wenn es
drei Unzufriedene gibt, die Selbst-
mordattentate machen und alles
in die Luft sprengen?“ Partei- und
Klubanwälte hätten die Vorwürfe
geprüft, „und es ist alles in Ord-
nung gewesen“. Es sei „Unsinn“,
dass Asylwerber mitgestimmt hät-
ten, die kein Deutsch oder Eng-
lisch sprechen. „Jetzt werden wir
einmal mit dem Rechtsanwalt her-
umschreiben und Entgegnungen
verlangen“, sagte Holub zur APA.

Es könne zwar sein, so Holub,
dass bei der Landesversammlung
Mitglieder stimmberechtigt wa-
ren, die kein Deutsch sprechen,
da gebe es etwa eine Französin,
auf die das zutreffe. „Die Asylwer-
ber waren sicher nicht die, die
kein Deutsch sprechen.“

Die im Zuge der Streitigkeiten
zurückgetretene, ehemalige Lan-
dessprecherin Marion Mitsche
überlegt nun ihrerseits rechtliche
Schritte, aber auch über Partei-
austritt denkt sie nach. Holubs
Sprache mit „Erpressung“ und
„Selbstmordattentäter“, womit
wohl auch sie gemeint sei, ver-
wundere und irritiere sie massiv.

Holub rät sie, sich auf grüne
Grundwerte wie Gewaltfreiheit zu
besinnen. „Das ist keine gewalt-
freie Sprache.“ Sie wollte die Vor-
würfe bezüglich der Landesver-
sammlung lediglich extern prüfen
lassen. „Aber das wurde abge-
lehnt. Deshalb bin ich ja zurück-
getreten.“

Die Grüne Bundessprecherin
Ingrid Felipe stellt sich im Streit
bei den Kärntner Grünen hinter
Landesrat Holub. ■

Vize-Landessprecher Rolf Holub weist Vorwürfe der Wahlmanipulation scharf zurück.

Grüne Eskalation in Kärnten


